
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der PFAD Bundesverband der Pflege- und Adoptivfamilien e.V. dankt für die Übersendung des 
Referentenentwurfs eines Gesetzes zur Verbesserung des Schutzes von Opfern häuslicher 
Gewalt, zur Stärkung der Stellung des Kindes im Verfahren und zur Steigerung der 
Verfahrenseffizienz. 

Grundsätzliche Anmerkungen 

Biografien von Kindern in Pflegefamilien sind häufig durch psychische und/oder körperliche 
Gewalt geprägt. Diese häuslichen Gewalterfahrungen haben dabei in aller Regel vor dem 
Wechsel in die Pflegefamilie stattgefunden und sind eine der Hauptgründe für die Trennung 
zwischen dem Kind und seinen leiblichen Eltern. Den Hauptfokus legen wir daher innerhalb 
dieser Stellungnahme zum Referentenentwurf auf die Verfahrensbeteiligung der 
Pflegepersonen und -kinder in gerichtlichen Verfahren. 
 
Zentrale Punkte 
 
• §9 FamFG (Verfahrensfähigkeit) 

Wir begrüßen ausdrücklich die Stärkung des verfahrensbeteiligten Kindes ab 14 Jahren, 
welche mit der Gesetzesänderung einhergeht. Nicht selten betrifft dies auch Pflegekinder 
in Sorge- und Umgangsrechtsstreitigkeiten, die familiengerichtlich ausgetragen werden, 
vor allem wenn das Kind außerhalb des Haushaltes der leiblichen Eltern/-teile aufwächst. 
 

• §60 FamFG (Beschwerderecht Minderjähriger) 
Auch begrüßen wir die Konkretisierung der Gesetzesnorm zum Beschwerderecht für 
Pflegekinder und erhoffen uns durch die Klarheit der Norm eine deutlich beschleunigte 
Behandlung von Kindschaftsverfahren. 
 

• §161 FamFG (Mitwirkung von Pflegepersonen bei Verfahren in Kindschaftssachen)  
Wir bewerten die Norm grundsätzlich positiv, da die Rechtsstellung von Pflegepersonen 
als Verfahrensbeteiligte in Kindschaftssachen gestärkt wird. Aus der bestehenden Soll- 
wird nun eine Muss-Vorschrift definiert, welche die Familiengerichte verpflichtet, 
Pflegepersonen in entsprechenden Verfahren zu beteiligen. Auch wird die Notwendigkeit 
einer persönlichen Anhörung der Pflegeeltern im laufenden Verfahren klar herausgestellt. 
Dadurch kann es besser gelingen, dass wichtige Informationen und Sachverhalte durch 
die Pflegeeltern Einzug in ein familiengerichtliches Verfahren finden. Ebenso kann hier-  
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durch sichergestellt werden, dass solche für die Betreuung des Kindes relevanten 
Informationen in den Schriftsätzen des Jugendamts, des Verfahrensbeistands oder der 
leiblichen Eltern nun auch automatisch den verfahrensbeteiligten Pflegepersonen 
zugehen.  
Zusätzlich erhoffen wir uns hierdurch die Minimierung von Verfahrensverzögerungen, da 
Verhandlungen zukünftig nicht mehr aufgrund solcher Verfahrensfehler nachgeholt oder 
durch Beschwerdeinstanzen zurückverwiesen werden müssen. Zu häufig wurden 
Pflegeeltern in der Vergangenheit ungerechtfertigt aus Verfahren in Kindschaftssachen 
ausgeschlossen, sodass die nachträgliche Beteiligung der Pflegepersonen nachgeholt 
werden musste und dies zu massiven Verzögerungen in der Urteilsverkündung führte.  
Pflegepersonen kommt durch das Recht auf Verfahrensbeteiligung nun eine Stellung zu, 
welche mit zentralen Rechten und Pflichten einhergeht. Zwar hatten sie diese auch vor 
der neuen Gesetzesnormierung bereits in entsprechenden Verfahren inne, doch wurden 
diese vom Familiengericht häufig übersehen. 
Kritisieren möchten wir aber, dass mit der zwingenden Beteiligung leider keine 
Ausweitung des Beschwerderechts von Pflegepersonen verbunden ist und diese dadurch 
gegenüber anderen Verfahrensbeteiligten schlechter gestellt sind. 
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